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Formblatt für Stellungnahmen für die formelle Konsulta-
tion in dem Festlegungsverfahren zu § 71k Gebäudeenergie-
gesetz (GEG) betreffend der Fahrpläne für die Umstellung 
der Netzinfrastruktur auf die vollständige Versorgung der 
Anschlussnehmer mit Wasserstoff (FAUNA) 
Az: 4.28/1#1

Stand: August 2024

Konsultationsteilnehmer: 

Name des Stellungnehmenden:

Datum der Stellungnahme:

Eine geschwärzte Fassung der Stellungnahme (zutreffendes bitte ankreuzen):

Lege ich bei	 Ist nicht erforderlich	

Hinweis: Auf der folgenden Seite können Sie Ihre Stellungnahme ein-
fügen (rechte Spalte). Bitte stellen Sie einen inhaltlichen Bezug her wie 
bspw.  „Punkt C.2.b) Anschlusskapazität“ (linke Spalte).
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Stellungnahme einfügenInhaltlicher Bezug
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Stellungnahme einfügenInhaltlicher Bezug 



4

Stellungnahme einfügenInhaltlicher Bezug 

pfeifer.erik
Unterstreichen

pfeifer.erik
Unterstreichen
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Stellungnahme einfügenInhaltlicher Bezug
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Stellungnahme einfügenInhaltlicher Bezug  


	Konsultationsteilnehmer: Deutsche Industrie- und Handelskammer (DIHK)
	Name des Stellungnehmenden: Louise Maizières und Erik Pfeifer
	Datum der Stellungnahme: 12.09.2024
	Lege ich bei: Off
	ist nicht erforderlich: Ja
	Inhaltlicher Bezug bzw: 
	 sonstige Anmerkungen (z: 
	B: 
	 zu Punkt C: 
	2: 
	b) Anschlusskapazität 1: Zusammenfassende Beurteilung (1/2)
	b) Anschlusskapazität 2: Zusammenfassende Beurteilung (2/2)
	b) Anschlusskapazität 3: 
	b) Anschlusskapazität 4: 
	b) Anschlusskapazität 5: 





	Stellungnahme einfügen 1: Die DIHK begrüßt das Konsultationsverfahren der Bundesnetzagentur zur Präzisierung der Anforderungen an die Fahrpläne nach § 71k GEG. Aufgrund von Art und Umfang der geforderten Nachweise sehen wir jedoch insgesamt die Gefahr, dass der vom Gesetzgeber explizit geschaffenen Übergangsregelung zum Einsatz von Wasserstoff in der Wärmeversorgung die faktische Grundlage entzogen wird. Das könnte den Markthochlauf von Wasserstoff in Gänze und die damit auch die Defossilisierung des Wärmebereichs gefährden.

Insbesondere sieht der Festlegungsentwurf die Übermittlung von Daten vor, die weit über die Marktrolle des Netzbetreibers hinausgehen und aufgrund der geltenden Entflechtungsregelungen auch nicht von diesem bereitgestellt werden können. Hierzu zählen unter anderem marktliche, vertriebs- und kundenspezifische Informationen. Netzbetreiber sind für die Bereitstellung von Transportkapazitäten und Anschlüssen zuständig. Beschaffungsstrategien und Verfügbarkeiten von Wasserstoff-Mengen sind dagegen Aufgabe von Produzenten und Lieferanten, die Bewertung der individuell besten Versorgungsoption ist Aufgabe des Kunden bzw. Verbrauchers.


	Stellungnahme einfügen 2: Zudem werden detailreiche Informationen gefordert, für die es absehbar allenfalls grobe Abschätzung entlang von Bandbreiten geben kann (bspw. Wasserstoffbedarf und -erhältlichkeit im Zieljahr 2045, zukünftige Finanzierungsbedingungen), für die es noch überhaupt keine validen Regelungen gibt (bspw. Stilllegung von Anschlüssen, Einstellung der Erdgasversorgung), oder aber die weit über die gesetzlichen Anforderungen hinausgehen (bspw. Entwicklung des Umstellungsgebietes und der Energieversorgungssituation, Ausrichtung an bundeslandspezifischen Klimaschutzzielen). An einigen Stellen werden explizite Einzelnachweise gefordert, wo problemlos auf bereits bestehende Regelwerke wie z.B. das im § 49 EnWG vorgesehene  DVGW-Regelwerk und die damit verbundenen Nachweise zurückgegriffen werden kann, um den Prozess deutlich bürokratieärmer und schlanker auszugestalten.

Vor dem Hintergrund der kontinuierlichen Fortschreibung von Netzentwicklungsplänen und der Berücksichtigung verbleibender Treibhausgasemissionen (als Eingangsparameter der Fahrpläne), ist eine statische Betrachtung und Planung zum Stichtag 30.06.2028 weder logisch noch nachvollziehbar. Wir empfehlen dringend, eine Anpassungen der Fahrpläne auch nach dem 30.06.2028 zu ermöglichen. Damit könnte auch das problematische Aufeinanderfallen der finalen Frist zur Vorlage der Wärmepläne für kleine Gemeindegebiete mit der Frist zur Vorlage des finalen (und verbindlichen) Fahrplans, beide zum 30.06.2028, geheilt werden, die eine saubere Planung für diese Gebiete behindern. Wir bitten außerdem um Klarstellung, dass Netzausbaugebiete, die in einem zusammengefassten Fahrplan eingereicht werden, im Zweifelsfall nicht pauschal abschlägig beschieden werden, sondern ggf. eine separate Betrachtung und Genehmigung bzw. Ablehnung der einzelnen Gebiete sichergestellt wird.
	Stellungnahme einfügen 3: 
	Stellungnahme einfügen 4: 
	Stellungnahme einfügen 5: 


